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in Betracht kommenden Tatgeschehen gestiegen. Jeder 
Sachkenner weiß: Heute stehen wesentlich mehr aussage­
kräftige Originaldokumente über die faschistischen Ver­
brechen zur Verfügung, als das etwa während des Nürn­
berger Hauptkriegsverbrecherprozesses der Fall war. In 
den zurückliegenden Jahrzehnten haben Wissenschaftler 
verschiedener Länder anhand dieser Dokumente eine 
Vielzahl bedeutsamer Forschungsergebnisse vorgelegt, die 
wertvolle Erkenntnisse über Funktion und Mechanismus 
des faschistischen Unterdrückungsapparates vermitteln. 
Derartige Beweise können bei Bedarf kurzfristig zur Ver­
fügung gestellt werden.

Demgegenüber schwindet die Bedeutung des Zeugen­
beweises schon deshalb, weil die Zahl der noch aussage­
fähigen Tatzeugen von Jahr zu Jahr sinkt. Die Zeugen­
aussage ist ohnehin "ein Beweismittel, dessen Verläßlichkeit 
durch die Größe der Zeitspanne zwischen Tat und Ver­
nehmung zumindest nicht gesteigert wird. Gleichwohl 
konnte in zahlreichen in Ost und West gegen die Tatbetei­
ligten faschistischer Verbrechen angestrengten Prozessen 
immer wieder demonstriert werden, daß Fristablauf und 
Entfernung vom Tatort nicht zwangsläufig den Wert des 
Zeugenbeweises mindern.

Das wird auch von juristischen Experten in der BRD 
anerkannt. So betonte der Anklagevertreter der Kölner 
Sachsenhausen-Prozesse: „Das Erinnerungsvermögen an 
Kerngeschehen ist oft ungewöhnlich gut erhalten; ... psy­
chische Schäden durch die Haft in Konzentrationslagern 
waren in der Regel für die Aussagetüchtigkeit der Zeu­
gen bedeutungslos.“14

Im übrigen kann der vernehmende Richter, Staatsan­
walt oder Kriminalist den Beweiswert von Zeugenaussa­
gen heute viel besser als früher anhand objektiver 
Kriterien beurteilen: Häufig stehen ihm Urkunden, Regi­
ster, Karteien oder andere Unterlagen zur Verfügung, die 
vielfältige Rückschlüsse zum Vernehmungsinhalt, speziell 
zu dessen konkreten Fakten, ermöglichen. Fast immer hat 
er schließlich die Möglichkeit, nach weiteren Zeugen oder 
Beteiligten zu forschen, um die erlangten Angaben mit 
anderweitig gewonnenen Erkenntnissen zu vergleichen.

Mit aller Entschiedenheit abzulehnen ist jedoch der in 
der BRD von zahlreichen Verteidigern in Verfahren ge­
gen SS-Verbrecher praktizierte Versuch, diese Prüfung 
auf das Randgeschehen der Tat, auf Nebensächlichkeiten 
zu erstrecken: Ob etwa der Beschuldigte zur Tatzeit Som­
mer- oder Winteruniform, Schirmmütze oder Käppi trug, 
ob die Sonne noch am Himmel stand oder bereits unter­
gegangen war, vermögen die nach Jahrzehnten Befragten 
in aller Regel nicht mehr mit Sicherheit zu beantworten. 
Im Gegenteil: Sind derartige Details bei früheren, zum 
Teil unmittelbar nach der Befreiung erfolgten Verneh­
mungen protokolliert worden, kehrt die Erinnerung daran 
verschiedentlich selbst nach Vorhalt nicht zurück. Wieder­
holt haben solche Zeugen, die das Kerngeschehen der Tat 
in durch Jahrzehnte getrennten Vernehmungen überein­
stimmend schilderten, darauf verwiesen, daß ihnen die 
Erinnerung an ihnen nebensächlich erscheinende Fakten 
abhanden gekommen ist. Die Aufgabe des Vernehmenden 
besteht auch darin festzustellen, ob sich dieser Erinne­
rungsverlust nur auf die Nebensächlichkeiten bezieht.

In der überwiegenden Zahl der Fälle bestätigt diese 
Prüfung: Gerade die ehemaligen politischen Häftlinge 
des Naziregimes haben sich oft — jedenfalls in einem 
Maße, wie es wohl bisher bei keiner anderen Zeugenkate­
gorie festzustellen war — bis ins hohe Alter eine zuver­
lässige Erinnerung an das Tatgeschehen bewahrt, die zu­
meist mit einer beeindruckend objektiven, emotionsfreien 
Wiedergabe des Erlebten gepaart ist.

Daß die Zahl dieser Zeugen angesichts ihrer Alters­
struktur rückläufig ist — nur relativ wenige von ihnen 
haben das 7. Lebensjahrzehnt noch nicht vollendet —, stellt 
an die Strafverfolgungsorgane und deren internationale 
Zusammenarbeit besondere Anforderungen.

Protestresolution
Der Zentralvorstand der Vereinigung der Juristen der DDR 
verurteilt auf das Schärfste die barbarische Aggression 
Israels gegen den souveränen Staat Libanon und den Ter­
rorfeldzug gegen das libanesische und besonders das pa­
lästinensische Volk, dem bereits Zehntausende Mensdien 
zum Opfer fielen. Mit dieser brutalen Verletzung des Ge­
waltverbots begeht Israel zum wiederholten Male das 
schwerste Verbrechen nach Völkerrecht.

Gestützt auf die für alle Völker des Nahen und Mittle­
ren Ostens unheilvolle und die internationale Sicherheit 
bedrohende strategische Zusammenarbeit zwischen Tel Aviv 
und Washington, führt Israel einen durch die imperialisti­
sche Politik der USA materiell, politisch und diplomatisch 
ermöglichten und geförderten Aggressionskrieg im Liba­
non, der die Zerstörung der Souveränität und territorialen 
Integrität des libanesischen Staates, die Zerschlagung der 
Einheit und des Widerstandskampfes des palästinensischen 
Volkes sowie dessen physische Vernichtung zum unverhoh­
len erklärten verbrecherischen Ziel hat.

Die in Ausführung ihrer Aggression von den israeli­
schen Invasoren im Libanon praktizierte terroristische 
Kriegsführung stellt schwerste Kriegsverbrechen und Akte 
des Völkermordes im Sinne der internationalen Konvention 
zur Verhütung des Völkermordes vom 9. Dezember 1948 
dar, die wir ebenso wie das Verbrechen der Aggression 
mit Empörung anprangern.

Der Zenfralvorstand der Vereinigung der Juristen der 
DDR fordert im Namen aller Mitglieder die unverzügliche 
Einstellung der Aggression Israels gegen den Libanon und 
den bedingungslosen Abzug des Aggressors von allen 
okkupierten arabischen Gebieten und erklärt dem palästi­
nensischen Volk, unter Führung seines legitimen Vertre­
ters, der PLO, seine unverbrüchliche Solidarität im Kampf 
für die Verwirklichung seines unveräußerlichen Rechts auf 
Selbstbestimmung, insbesondere auf Gründung eines eige­
nen unabhängigen Staates.
Berlin, den 18. Juni 1982 Zentralvorstand der Vereinigung

der Juristen der DDR

Die Bedeutung der internationalen Zusammenarbeit 
bei der zeitlich unbegrenzten Verfolgung 
der Naziverbrechen

Eben weil heute in Prozessen, die der Verfolgung von 
Naziverbrechen dienen, der Schuldnachweis oft nur mit 
ausländischen Zeugen bzw. solchen Dokumenten zu füh­
ren ist, deren Originale in den Archiven fremder Staaten 
liegen, kommt der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit 
eine größere Bedeutung zu, als das jemals zuvor der Fall 
war. Sie ist heute eine aus der Verfolgungspraxis nicht 
mehr weg'zudenkende Komponente.

Dabei ist nicht zu übersehen: Angesichts der Dimen­
sionen der faschistischen Verbrechen und des verschie­
dentlich gelungenen Versuchs schwerbelasteter Tatbetei­
ligter, ihre Identität zu verschleiern15, werden auch in den 
nächsten Jahren derartige Strafverfahren zu erwarten 
sein. So betonte der in den Niederlanden mit diesen Er­
mittlungen beauftragte Landesstaatsanwalt L. A. R. J. de 
B e a u f o r t  in einem für das Parlament bestimmten 
Tätigkeitsbericht: „So umsichtig man auch herangehen 
mag, kann nicht ausgeschlossen werden, daß durch mehr 
oder weniger zufällige Umstände lange Zeit nach der Tat 
Handlungen zur Kenntnis der Justiz gelangen, die als 
ernsthafte Kriegsverbrechen oder Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit qualifiziert werden müssen.“16 Zu Recht 
knüpft der niederländische Jurist daran die Forderung, 
durch systematische Untersuchungen Zufälligkeiten auszu­
schließen.

Tatsächlich sind im Laufe der letzten zwei Jahrzehnte 
durch eine zielstrebige, von den sozialistischen Staaten 
stets geförderte internationale Zusammenarbeit immer 
wieder bislang unbekannte Naziverbrechen aufgedeckt, 
deren Verantwortliche aufgespürt und zu einem beträcht­
lichen Teil — wo auch immer sie sich verborgen hielten 
oder etwa unbehelligt ihrer Freiheit erfreuten — gerech­
ter Strafe zugeführt worden. Derartige Prozesse fanden


